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„Wer bezahlt die Kosten der Krise?“ So lautet die Leitfrage der SPD, mit der sie die Steuer- und Finanzpolitik auf den Prüfstand

stellen will. Parteichef Lars Klingbeil erklärte nach einer Klausurtagung des Parteivorstandes in Berlin: „Wir wollen gucken, wiewir

die Einnahmeseite des Staates stärken können.“ Verteilungs- und Gerechtigkeitsfragen sollen wieder stärker in den Mittelpunkt

gerückt werden. Dazu richtet die SPD eine elfköpfige Kommission ein, die ein neues finanz- und steuerpolitisches Konzept erar-

beiten soll. Bekannt ist bisher, dass neben den Finanz- und Haushaltspolitikern der Bundestagsfraktion auch Juso-Chefin Jessica

Rosenthal, der Staatssekretär im Kanzleramt Jörg Kukies und Finanzpolitiker aus den Ländern der Kommission angehören sollen.

Notwendig ist die Arbeit der Kommission aus Sicht der SPD, weil wichtige Zukunftsinvestitionen in Bildung, Klimaschutz, Ener-

gieversorgung, Mobilität und Gesundheit trotz der angeschlagenen Finanzsituation des Bundes nicht vernachlässigt werden

dürften. „Wir haben vielmehr die Aufgabe und Chance, Investitionen in unsere gemeinsame Zukunft auf ein gerechteres und

nachhaltigeres Fundament zu stellen – und damit die Solidarität und den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft zu stärken“,

heißt es im Auftrag der Kommission. Nicht nur beim Koalitionspartner der SPD, bei der FDP dürften angesichts dieser Formulie-

rung die Alarmglocken klingeln. Sind doch Steuererhöhungen von der FDP ausgeschlossen worden und Teil eines Versprechens.

Im Gegenteil, die FDP will die Steuerlasten senken und sogar den Solidaritätszuschlag auch für Steuerzahler mit hohen Einkom-

men abschaffen. Gegensätzlicher könnten die Positionen nicht sein. Mal sehen, welche Vorschläge die SPD-Kommission erarbei-

tet. Selbstverständlich wird darüber berichtet!

Entscheidungen
EuGH: Elektronischer Geschäftsverkehr – In-

ternetportal für die Immobilienvermittlung –

Dienstleistungen im Binnenmarkt

1. Art. 56 AEUV ist wie folgt auszulegen:

– Erstens steht er Rechtsvorschriften eines Mit-

gliedstaats nicht entgegen, nach denen die Er-

bringer von Dienstleistungen der Immobilien-

vermittlung unabhängig vom Ort ihrer Nieder-

lassung und der Art und Weise ihrer Vermitt-

lung bei Vermietungen von im Gebiet dieses

Mitgliedstaats belegenen Immobilien für eine

Dauer von höchstens 30 Tagen Daten über die

infolge ihrer Vermittlung geschlossenen Miet-

verträge zu erheben und anschließend an die

Steuerverwaltung zu übermitteln haben und,

wenn diese Dienstleistungserbringer die ent-

sprechenden Mieten oder Entgelte eingezo-

gen haben oder im Zusammenhang mit ihrer

Einziehung tätig geworden sind, die auf die

von den Mietern an die Vermieter gezahlten

Beträge anfallende Steuer an der Quelle ein-

behalten und an die Staatskasse des betref-

fenden Mitgliedstaats abführen müssen;

– zweitens steht er Rechtsvorschriften eines Mit-

gliedstaats entgegen, nachdenendieErbringer

von Dienstleistungen der Immobilienvermitt-

lung bei Vermietungen von im Gebiet dieses

Mitgliedstaats belegenen Immobilien für eine

Dauervonhöchstens30Tagenverpflichtet sind,

einen im Mitgliedstaat der Besteuerung ansäs-

sigenoder niedergelassenen Steuervertreter zu

benennen, wenn diese Dienstleistungserbrin-

ger die entsprechenden Mieten oder Entgelte

eingezogen haben oder im Zusammenhang

mit ihrer Einziehung tätiggewordensindund in

einem anderen Mitgliedstaat als dem der Be-

steuerungansässigoderniedergelassensind.

2. Art. 267 AEUV ist dahin auszulegen, dass bei

einer von einer der Parteien des Ausgangsver-

fahrens aufgeworfenen Frage nach der Ausle-

gung des Unionsrechts die Bestimmung und die

Formulierung der dem Gerichtshof vorzulegen-

den Fragen allein Sache des einzelstaatlichen

Gerichts sind und diese Parteien deren Inhalt

nicht vorschreiben oder ändern können.
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EuGH: Besteuerung von Energieerzeugnissen

und elektrischem Strom – fakultative Steuer-

befreiungen und -ermäßigungen – Grundsatz

derRechtssicherheit–Effektivitätsgrundsatz–

GrundsatzderVerhältnismäßigkeit

Der Effektivitätsgrundsatz und der Grundsatz

der Verhältnismäßigkeit als allgemeiner Grund-

satz des Unionsrechts sind wie folgt auszulegen:

Im Rahmen der Umsetzung einer Bestimmung

wie Art. 5 vierter Gedankenstrich der Richtlinie

2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur

Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rah-

menvorschriften zur Besteuerung von Energieer-

zeugnissen und elektrischem Strom, wonach die

Mitgliedstaaten unter bestimmten Vorausset-

zungen gestaffelte Steuersätze anwenden kön-

nen, bei denen zwischen betrieblicher und nicht

betrieblicher Verwendung der von dieser Richt-

linie erfassten Energieerzeugnisse bzw. von elek-

trischem Strom unterschieden wird, stehen diese

Grundsätze einer nationalen Regelung entge-

gen, nach der die zuständigen Behörden eines

Mitgliedstaats einen Antrag auf Steuerentlas-

tung, der innerhalb der im nationalen Recht vor-

gesehenen Frist für die Festsetzung der betref-

fenden Steuer gestellt wurde, automatisch und

ausnahmslos ablehnen müssen, allein weil der

Antragsteller die im nationalen Recht für eine

solche Antragstellung festgelegte Frist nicht ein-

gehalten hat.

EuGH, Urteil vom 22.12.2022 – C-553/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-84-2

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Indirekte Steuern auf die Ansamm-

lung von Kapital – Stempelsteuer auf die

Dienstleistungen der Vermarktung von An-

teilen an offenen Anlagefonds für die ge-

meinsame Anlage in Wertpapieren

Art. 5 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2008/7/EG

des Rates vom12. Februar 2008betreffenddie in-

direkten Steuern auf dieAnsammlung vonKapital

ist dahin auszulegen: dass er einer nationalen Re-

gelung entgegensteht, die die Erhebung einer

Stempelsteuer zum einen auf die Vergütung, die

ein Finanzinstitut voneinerGesellschaft, dieAnla-

gefonds verwaltet, für die Erbringung von

Vermarktungsdienstleistungen zum Zweck neuer

Kapitalzuführungen durch Zeichnung neu ausge-

gebener Fondsanteile erhält, sowie zum anderen

aufdieBeträgevorsieht, diedieseVerwaltungsge-

sellschaft bei Anlagefonds erhebt, soweit diese

Beträge die Vergütung beinhalten, die diese Ver-

waltungsgesellschaft an die Finanzinstitute für

dieseVermarktungsdienstleistungengezahlthat.

EuGH, Urteil vom 22.12.2022 – C-656/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-84-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Zur Aufrechnung im Insolvenzverfah-

ren

1. Entsteht ein Vorsteuerberichtigungsanspruch

dadurch, dass das Insolvenzgericht einen vorläu-

figen Insolvenzverwalter mit allgemeinem Zu-

stimmungsvorbehalt bestellt, liegt keine an-

fechtbare Rechtshandlung vor.

2. Lohnsteuer ist nicht Teil eines Bargeschäfts

i. S. des § 142 InsO, wenn es weder zu einer zeit-

nahen Zahlung derselben noch zu einer zeitna-

hen Aufrechnung mit dieser gekommen ist.

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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